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Sehr geehrte Mandanten,

2017 ist Bundestagswahl. Bei uns erfahren Sie schon heute eine steu-

erliche Änderung der dann neuen Regierung: Egal, welche Partei oder

welche Koalition das Ruder dann in der Hand hält, die Abgeltungsteuer

wird mit hoher Wahrscheinlichkeit abgeschafft werden.

Der Grund: Einmal hat die Abgeltungsteuer in der Praxis nicht die

gewünschten Vereinfachungen gebracht, da in vielen Fällen eine Erklä-

rung der Kapitaleinkünfte erforderlich blieb. Zudem ist durch die Wei-

terentwicklung des gläsernen Steuerbürgers die Abgeltungsteuer auch

nicht mehr so nötig: Der Staat weiß ohnehin, was man so hat.

Der wichtigste Grund dürfte aber sein: Ohne Abgeltungsteuer gibt es

höhere Steuereinnahmen. Immerhin werden Zinseinnahmen und Co

derzeit nur mit 25 Prozent herangezogen, während dies ohne Abgel-

tungsteuer auch schnell 30, 40 oder mehr Prozent werden.

Bei Einführung der Abgeltungsteuer wurde auch die Bemessungs-

grundlage verbreitert. Wird diese nun eins zu eins in die tarifliche

Besteuerung übernommen, bedeutet dies Mehreinnahmen für den

Staat. Allein die Besteuerung zum persönlichen Steuersatz könnte

mehr Steuereinnahmen bringen. Der Steuersatz wirkt schließlich pro-

gressiv. D.h., je mehr Einnahmen, desto höher der persönliche Steuer-

satz. Da bei Abschaffung der Abgeltungsteuer auch die Kapitalerträge

unter den persönlichen Steuersatz fallen, würde dies auch zu einem

Sprung in der Progression führen - also zu einem höheren Steuersatz

auf alle Einkünfte.

Nach der Wahl erwarten wir daher die Einführung einer Kapitalertrag-

steuer als Quellensteuer, ohne abgeltende Wirkung.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.10.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.10. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Oktober 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Oktober 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.10.2016.

Anmerkung: In Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen, 

Sachsen-Anhalt und Thüringen ist der 31.10.2016 ein Feiertag. Aus 

diesem Grund sind die Sozialversicherungsbeiträge für Oktober dort 

bereits bis zum 26.10.2016 zu zahlen. Die Beitragsnachweise müssen 

bis zum 24.10.2016 vorliegen.

Finanzamt: Darf Besteuerungsgrundlagen an gKV 
übermitteln

Das Finanzamt ist berechtigt und verpflichtet, einer gesetzlichen Kran-

kenversicherung auf deren Antrag die für eine Beitragsbemessung frei-

willig versicherter Mitglieder erforderlichen Besteuerungsgrundlagen 

bis einschließlich Veranlagungszeitraum 2014 mitzuteilen. Hierzu ge-

hörten auch die Einkünfte des Ehepartners, der kein Mitglied einer ge-

setzlichen Krankenversicherung ist, so das Finanzgericht (FG) Baden-

Württemberg.

Die Klägerin ist nicht in einer gesetzlichen Krankenversicherung ver-

sichert. Ihr Ehemann ist freiwillig in einer gesetzlichen Krankenver-

sicherung versichert. Die Krankenkasse des Ehemannes hatte diesen 

erfolglos aufgefordert, zur Beitragsbemessung das Einkommen seiner 

Ehefrau mitzuteilen. Daher forderte die Krankenkasse das beklagte Fi-

nanzamt auf, ihr die Einkünfte der Eheleute auf einem Vordruck mit-

zuteilen. Das beklagte Finanzamt gab Auskunft für die Veranlagungs-

zeiträume 2011 und 2012. Für 2013 lagen ihm keine Daten vor. Die 

Klägerin wandte sich gegen die Weitergabe der Daten, forderte das 

beklagte Finanzamt auf, künftig keine Daten mehr zu übermitteln und 

bat um Bestätigung. Dies lehnte das Finanzamt ab: Die Weitergabe von 

Daten zur Beitragsfestsetzung sei erforderlich und gesetzlich zulässig.

Das FG Baden-Württemberg entschied, die Klage sei als vorbeugende 

Unterlassungsklage als Unterfall der Leistungsklage zulässig, da die be-

gehrte Unterlassung der Datenübermittlung an die gesetzliche Kran-

kenversicherung als Vorgang im Wege der Amtshilfe zwischen zwei Be-

hörden kein mit Einspruch anfechtbarer Verwaltungsakt sei. Die Klage 

sei aber nur bezüglich einer Datenübermittlung für Veranlagungszeit-

räume ab 2015 begründet. Die Finanzbehörde sei für Veranlagungs-

zeiträume bis einschließlich 2014 nach § 31 Absatz 2 Abgabenordnung 

berechtigt und verpflichtet, den Trägern der gesetzlichen Sozialversi-

cherung alle relevanten Daten des Betroffenen mitzuteilen, die für die 

Beitragsfestsetzung von Bedeutung seien. Betroffene seien auch dritte 

Personen, wie die Klägerin, da deren Daten für die Beitragsfestsetzung 

relevant seien.

Nach sozialrechtlichen Vorschriften setzten sich die beitragspflichtigen 

Einnahmen von Mitgliedern, deren Ehegatte keiner gesetzlichen Kran-

kenkasse angehöre, aus den eigenen Einnahmen und denen des Ehe-

gatten zusammen. Die sozialgesetzliche Ermächtigungsgrundlage für 

die Einbeziehung der Einkünfte der Klägerin in die Bemessungsgrund-

lage für die Beiträge des Ehemanns sei verfassungsgemäß. Nach § 240 

Absatz 1 Satz 2 Sozialgesetzbuch VI richte sich die Beitragsbelastung 

nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Mitglieds. Bei verhei-

rateten Mitgliedern erhöhe sich diese aufgrund familienrechtlicher An-

sprüche. Mit Wirkung zum 01.08.2014 sei ein neuer zweiter Halbsatz 

angefügt worden. Danach könne die gesetzliche Krankenversicherung 

für einen freiwillig Versicherten den Höchstbeitrag festsetzen, sofern 

das Mitglied trotz Verlangen keine beitragspflichtigen Einnahmen be-

lege. Eine Mitteilung des Finanzamts sei damit ab Veranlagungszeit-

raum 2015 für die Beitragsbemessung nicht mehr erforderlich.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 22.04.2016, 13 K 

1934/15
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Disagio: Marktüblichkeit entscheidet über  
Möglichkeit des Sofortabzugs

Ein Disagio ist nur dann nicht sofort als Werbungskosten abziehbar, 

wenn es sich nicht im Rahmen des am aktuellen Kreditmarkt Üblichen 

hält. Wann dies der Fall ist, ist laut Bundesfinanzhof (BFH) eine Frage 

der tatrichterlichen Würdigung. Werde eine Disagiovereinbarung mit 

einer Geschäftsbank wie unter fremden Dritten geschlossen, indiziere 

dies die Marktüblichkeit.

Die Kläger erwarb für 1,5 Millionen Euro ein Mehrfamilienhaus. Den 

Kaufpreis finanzierte er mit einem bei einer Geschäftsbank aufge-

nommenen Hypothekendarlehen über einen Darlehensbetrag von no-

minell 1.333.000 Euro. Der Nominalzinssatz betrug bei einer festen 

Zinsbindung von zehn Jahren 2,85 Prozent jährlich. Bei der Berechnung 

dieses Zinssatzes war ein Disagio von zehn Prozent der Darlehenssum-

me berücksichtigt. Bei der Ermittlung der Einkünfte aus der Vermie-

tung des Mehrfamilienhauses machte der Kläger das Disagio in Höhe 

von 133.000 Euro als sofort abziehbare Werbungskosten geltend. Im 

Einkommensteuerbescheid berücksichtigte das beklagte Finanzamt 

nur einen Betrag von 66.725 EUR als Werbungskosten, da nur der 

marktübliche Teil von fünf Prozent des Disagios sofort abziehbar sei. 

Der darüber hinausgehende Disagiobetrag werde auf den Zinsfest-

schreibungszeitraum von zehn Jahren verteilt und im Streitjahr nur an-

teilig in Höhe von 6.673 Euro berücksichtigt. Die Klage hatte vor dem 

Finanzgericht (FG) keinen Erfolg, die sodann erhobene Revision schon. 

Der BFH hob das FG-Urteil auf und verwies die Sache zurück. Das FG 

habe hinsichtlich der Marktüblichkeit des streitbefangenen Disagios zu 

Unrecht eine Feststellungslastentscheidung getroffen.

Gemäß § 11 Absatz 2 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG) seien Aus-

gaben für das Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie geleistet worden 

sind. Werden Ausgaben für eine Nutzungsüberlassung von mehr als 

fünf Jahren im Voraus geleistet, seien sie gemäß § 11 Absatz 2 Satz 

3 EStG insgesamt auf den Zeitraum gleichmäßig zu verteilen, für den 

die Vorauszahlung geleistet wird. Nach § 11 Absatz 2 Satz 4 EStG sei 

diese Regelung (Satz 3) auf ein Disagio nicht anzuwenden, soweit die-

ses marktüblich ist. Danach sei auch ein marktübliches Disagio, das für 

einen Kredit über eine Laufzeit von mehr als fünf Jahren gezahlt wird, 

nicht auf die Laufzeit zu verteilen, sondern könne im Jahr der Leistung, 

also des Abflusses, voll zum Abzug gebracht werden, so der BFH. Was 

marktüblich ist, sei nach den aktuellen Verhältnissen auf dem Kredit-

markt bezogen auf das konkrete finanzierte Objekt zu entscheiden. Die 

Marktüblichkeit an einen festen Zinssatz zu koppeln, komme insoweit 

nicht in Betracht.

Abzugrenzen sei das marktübliche Disagio von „ungewöhnlichen“ 

Gestaltungen, die sich nicht in dem auf dem aktuellen Kreditmarkt 

üblichen Rahmen halten. Wann dies der Fall ist, sei eine Frage der ta-

trichterlichen Würdigung, erläutert der BFH weiter. Werde eine Zins- 

und Disagiovereinbarung mit einer Geschäftsbank wie unter fremden 

Dritten geschlossen, indiziere dies die Marktüblichkeit. Angesichts der 

üblichen Pflicht von Geschäftsbanken zur Risikokontrolle seien mit 

einer Geschäftsbank vereinbarte Zinsgestaltungen regelmäßig als im 

Rahmen des am Kreditmarkt Üblichen zu betrachten. Diese Vermu-

tung könne widerlegt werden, wenn besondere Umstände vorliegen, 

die dafür sprechen, dass der Rahmen des am Kreditmarkt Üblichen 

verlassen wird. Solche Umstände könnten etwa in einer besonderen 

Kreditunwürdigkeit des Darlehensnehmers, besonderen persönlichen 

Beziehungen der Beteiligten zueinander oder ganz atypischen Ver-

tragsgestaltungen liegen.

Soweit das Bundesfinanzministerium aus Vereinfachungsgründen von 

der Marktüblichkeit ausgeht, wenn für ein Darlehen mit einem Zins-

festschreibungszeitraum von mindestens fünf Jahren ein Disagio in 

Höhe von bis zu fünf Prozent vereinbart worden ist, bedeute dies eine 

Sachverhaltstypisierung, die die tatrichterliche Würdigung erleichtert. 

Handelt es sich jedoch, wie vorliegend, um ein Disagio von mehr als 

fünf Prozent, so treffe die genannte Nichtbeanstandungsgrenze keine 

Aussage.

Ausgehend von diesen Grundsätzen habe das FG im Streitfall keine 

hinreichenden Feststellungen zur Marktüblichkeit der streitbefange-

nen Disagio- und Zinsvereinbarung getroffen. Diese müsse es jetzt 

nachholen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 08.03.2016, IX R 38/14
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Insolvenzverwalterin darf Wahlrecht zur getrennten 
Veranlagung ausüben

Eine Insolvenzverwalterin für den Insolvenzschuldner darf das Wahl-

recht zur getrennten Veranlagung ausüben. Dies hat das Finanzgericht 

(FG) Münster entschieden. Die Revision um Bundesfinanzhof hat es 

zugelassen.

Die Klägerin ist Insolvenzverwalterin (Treuhänderin) über die Vermö-

gen zweier Eheleute. Die Eheleute gaben für das Jahr der Eröffnung 

des Insolvenzverfahrens eine Einkommensteuererklärung ab, die aus-

schließlich Lohneinkünfte enthielt und in der sie die Zusammenver-

anlagung beantragten. Das Finanzamt erließ daraufhin für Zeiträume 

nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens gegenüber den Eheleuten 

entsprechende Einkommensteuerbescheide. Diese führten zu Nach-

zahlungsverpflichtungen, die für beide Eheleute jeweils unter 25 

Euro lagen. Hiergegen legte die Klägerin Einspruch ein, mit der sie die 

Durchführung einer getrennten Veranlagung für die Eheleute bean-

tragte. Hintergrund war, dass sich aus einer getrennten Veranlagung 

für die Ehefrau ein Erstattungsanspruch in Höhe von rund 2.800 Euro 

ergäbe. Das Finanzamt verwarf den Einspruch als unzulässig, weil der 

Einkommensteuerbescheid nur das insolvenzfreie Vermögen der Ehe-

leute betreffe.

Das FG gab der Klage statt, indem es das Finanzamt verpflichtete, eine 

getrennte Veranlagung für die Insolvenzschuldner durchzuführen. Die 

Klägerin sei als Treuhänderin der Ehefrau befugt gewesen, eine ge-

trennte Veranlagung zu beantragen. Dieses Wahlrecht gehöre zu den 

Rechten eines Insolvenzverwalters, weil es sich um ein vermögensbe-

zogenes und damit der Insolvenzmasse zuzuordnendes Recht handele. 

Zur Insolvenzmasse gehöre das gesamte Vermögen des Insolvenz-

schuldners einschließlich des Vermögens, das er während des Verfah-

rens erlangt. Lediglich nicht pfändbare Gegenstände seien ausgenom-

men. Einkommensteuererstattungsansprüche seien jedoch auch dann 

pfändbar, wenn der Insolvenzschuldner ausschließlich pfändungsfrei-

en Arbeitslohn bezogen hat. Da die Klägerin als Partei kraft Amtes be-

fugt gewesen sei, den Einspruch einzulegen, sei es unerheblich, dass 

der Bescheid ihr nicht bekannt gegeben worden sei. Der Antrag auf ge-

trennte Veranlagung sei auch nicht willkürlich oder rechtsmissbräuch-

lich, weil sich für die Ehefrau ein der Insolvenzmasse zuzuordnender 

Erstattungsanspruch gegen das Finanzamt ergebe. Aus diesem Grund 

sei auch kein Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten anzunehmen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 22.04.2016, 2 K 2410/14 E

Kindergeldverfahren: Beweislast für Vorliegen  
inländischen Wohnsitzes liegt beim Anspruchsteller

Die Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen eines inländischen 

Wohnsitzes oder eines gewöhnlichen Aufenthaltes im Inland obliegt 

im Kindergeldverfahren dem Kläger. Erforderlich ist laut Finanzgericht 

(FG) Hamburg insbesondere, dass er darlegt und beweist, wann er im 

Inland gewesen ist. Eine nur vorübergehende oder notdürftige Unter-

bringungsmöglichkeit reiche nicht aus, ebenso nicht eine bloße Schlaf-

stelle in Betriebsräumen.

Innehaben der Wohnung bedeute, dass der Anspruchsteller tatsächlich 

über sie verfügen kann und sie als Bleibe entweder ständig benutzt 

oder sie doch mit einer gewissen Regelmäßigkeit – wenn auch in grö-

ßeren Zeitabständen – aufsucht. Die Nutzung müsse zu Wohnzwecken 

erfolgen. Eine Nutzung zu ausschließlich beruflichen oder geschäftli-

chen Zwecken reicht nach Angaben des FG nicht aus, ebenso wenig 

ein nur gelegentliches Verweilen während unregelmäßig aufeinander 

folgender kurzer Zeiträume zu Erholungszwecken. Schließlich müsse 

das Innehaben der Wohnung unter Umständen erfolgen, die darauf 

schließen lassen, dass die Person die Wohnung beibehalten wird. Zur 

Bestimmung des insoweit zu berücksichtigenden Zeitmoments könne 

im Rahmen des § 8 Abgabenordnung (AO) auf die in § 9 Satz 2 AO 

normierte Sechsmonatsfrist zurückgegriffen werden.

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 12.04.2016, 6 K 138/15

Unterhaltsleistungen sind auch bei mehrjähriger 
Steuernachzahlung abziehbar

Unterhaltsleistungen sind auch bei einer Steuernachzahlung für einen 

mehrjährigen Zeitraum als außergewöhnliche Belastung abziehbar. 

Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Der Kläger erzielte Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit und gewährte 

seinen beiden volljährigen Söhnen, die auswärtig studierten, Unterhalt 

in Höhe von jeweils 8.004 Euro. Diese Aufwendungen machte er in 
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seiner Einkommensteuererklärung als außergewöhnliche Belastun-

gen gemäß § 33a Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) 

geltend. Danach ermäßigt sich die Einkommensteuer dadurch, dass 

Aufwendungen, die dem Steuerpflichtigen für den Unterhalt einer ihm 

oder seinem Ehegatten gegenüber gesetzlich unterhaltsberechtigten 

Person erwachsen, bis zu einer Höchstgrenze vom Gesamtbetrag der 

Einkünfte abgezogen werden. Voraussetzung ist hierfür insbesondere, 

dass dem Leistenden nach Abzug der Unterhaltsleistungen noch ange-

messene Mittel zur Bestreitung des eigenen Lebensbedarfs verbleiben 

(so genannte Opfergrenze).

Das Finanzamt berücksichtigte die Unterhaltsleistungen im Hinblick 

auf diese Opfergrenze nicht. Der Kläger habe zwar im Streitjahr – nach 

einem Dreijahresmittel berechnet – ein Jahreseinkommen in Höhe von 

etwa 480.000 Euro erzielt. Dem stünden im Streitjahr jedoch Einkom-

mensteuernachzahlungen für die Jahre 2010 bis 2012 in Höhe von cir-

ca 564.000 Euro gegenüber.

Demgegenüber hatte das Finanzgericht (FG) die Unterhaltsleistungen 

zum Abzug nach § 33a EStG zugelassen. Der BFH hat das Urteil des 

FG im Ergebnis bestätigt. Zwar seien auch nach der Rechtsprechung 

des BFH Steuerzahlungen bei der Berechnung des maßgeblichen Net-

toeinkommens grundsätzlich in dem Jahr zu berücksichtigen, in dem 

sie gezahlt wurden. Steuerzahlungen für mehrere Jahre dürften jedoch 

nicht zu erheblichen Verzerrungen des unterhaltsrechtlich maßgebli-

chen Einkommens im Jahr der Unterhaltsleistung führen. Daher seien 

die im maßgeblichen Dreijahreszeitraum geleisteten durchschnittli-

chen Steuerzahlungen zu ermitteln und vom „Durchschnittseinkom-

men“ des Streitjahres abzuziehen.

Somit sei das für den maßgeblichen Dreijahreszeitraum (2010 bis 

2012) ermittelte Durchschnittseinkommen des Klägers in Höhe von 

circa 480.000 Euro nur um eine durchschnittliche Steuerzahlung in 

Höhe von circa 188.000 Euro zu vermindern. Dem Kläger waren da-

nach laut BFH auch unter Berücksichtigung der Unterhaltsleistungen 

an die beiden Söhne angemessene Mittel zur Bestreitung des eigenen 

Lebensbedarfs verblieben.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 28.04.2016, VI R 21/15

Erbschaftsteuerrecht: 10 Jahre im geerbten Objekt 
nicht nur wohnen, sondern es auch „besitzen“

Erbt der Sohn der Eigentümerin eines Einfamilienhauses, so kann er 

das Objekt erbschaftsteuerfrei übernehmen, wenn er darin einzieht. 

Gibt er das Haus jedoch einige Jahre später an seine Kinder weiter, 

so genügt es nicht, dass er sich das Nießbrauchrecht und das Dauer-

wohnrecht darin vorbehält – er muss für die an „zehn“ verbliebenden 

Jahre Erbschaftsteuer bezahlen. 

Bedingung für die Steuerfreiheit ist nämlich, dass er das durch die Erb-

schaft erworbene Eigentum daran behält. 

Hessisches FG, 1 K 2275/15 vom 15.02.2016

Zinsen aus Ehegatten-Darlehen:  
Verfassungsbeschwerde erfolglos

Zinsen aus Darlehen unterliegen grundsätzlich der Abgeltungsteuer 

von 25 %. Davon gibt es jedoch einige Ausnahmen: So werden bei 

Darlehensverträgen zwischen nahestehenden Personen die erhalte-

nen Zinsen mit dem – meist höheren – persönlichen Steuersatz des 

Darlehensgebers versteuert, wenn der Darlehensnehmer die gezahlten 

Zinsen bei sich als Werbungskosten oder Betriebsausgaben absetzen 

kann.

Nach einem Urteil des BFH vom 28.1.2015 gelten als nahestehende 

Personen u. a. Ehepartner, sofern hier eine finanzielle Abhängigkeit des 

Darlehensnehmers (hier die Ehefrau) vom Darlehensgeber (hier der 

Ehemann) vorliegt. Gegen das Urteil hatte der beim BFH unterlegene 

Ehemann Verfassungsbeschwerde eingelegt, die aber nicht angenom-

men wurde.

BVerfG, Beschluss vom 7. 4. 2016, 2 BvR 623/15
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GmbH- 
Geschäfts-
führer

Betriebsprüfung: Richtsatzsammlung 2015  
veröffentlicht

Ein Standardinstrument eines Betriebsprüfers ist der Betriebsvergleich. 

Dabei wird das steuerliche Ergebnis eines Betriebes mit den Ergebnis-

sen anderer Betriebe der Branche verglichen. Zum Einsatz kommt da-

bei die amtliche Richtsatzsammlung.

Die Richtsatzsammlung enthält Vergleichswerte für zahlreiche Wirt-

schaftsbereiche/Branchen. Die Werte werden jährlich vom Bundesfi-

nanzministerium überprüft und gegebenenfalls angepasst.

Liegt das Betriebsergebnis eines Unternehmens deutlich unter dem 

Richtsatzwert, ist das ein Indiz für das nicht korrekte Erfassen von Be-

triebseinnahmen und/oder Betriebsausgaben. Der Betriebsprüfer wird 

dann versuchen, die Gründe für die Abweichung herauszufinden.

Allein das Unterschreiten eines Richtwertes rechtfertigt aber noch kei-

ne Gewinnerhöhung auf dem Schätzwege. Dazu bedarf es des Nach-

weises der vom Unternehmer bei der Gewinnermittlung bewusst oder 

unbewusst gemachten Fehler.

Es gibt gute Gründe für das Unterschreiten eines Richtwertes, wie zum 

Beispiel eine untypische Kundenstruktur, ungünstige Einkaufspreise, 

überdurchschnittliche Konkurrenz oder schwierige familiäre Verhält-

nisse. Liegt ein solcher Grund vor, sollte der Betriebsprüfer unbedingt 

darauf aufmerksam gemacht werden. Denn dadurch lässt sich das Ab-

weichen von einem Richtwert oft plausibel erklären.

Die aktuelle Richtsatzsammlung 2015 kann auf der Internetseite des 

Bundesfinanzministeriums eingesehen werden.

Steuerliche Verlustverrechnung: Bundesregierung 
plant Neuregelung

Die Bundesregierung will die Vorgabe des Koalitionsvertrags, die steu-

erlichen Rahmenbedingungen für Wagniskapital zu verbessern, erfül-

len. Dafür sorgen soll eine Neuregelung der steuerlichen Verlustver-

rechnung, die Kapitalgesellschaften künftig das Wachstum und die 

Ausstattung mit Kapital erleichtern soll. Wie das Kabinett mitteilt, 

werden die neuen Bestimmungen für alle Kapitalgesellschaften gelten. 

Von ihnen profitierten also auch junge Unternehmen mit innovativen 

Geschäftsideen. Das Gesetz soll rückwirkend zum 01.01.2016 in Kraft 

treten.

Fortan sollen Kapitalgesellschaften nicht genutzte Verluste auch bei 

einem Wechsel des Anteilseigners steuerlich geltend machen und mit 

künftigen Gewinnen verrechnen können. Voraussetzung sei jedoch, 

dass der Geschäftsbetrieb erhalten bleibt und eine anderweitige Ver-

lustnutzung ausgeschlossen ist.

Die Novellierung ist laut Regierung vor allem für Unternehmen nütz-

lich, deren Finanzierung die Neuaufnahme oder einen Wechsel von 

Anteilseignern erfordert. Sie soll steuerliche Hemmnisse bei der Kapi-

talausstattung dieser Unternehmen beseitigen.

Die bestehende Verlustabzugsbeschränkung solle den so genannten 

Mantelkauf zur Steuerminimierung durch Nutzung „fremder“ Verlus-

te verhindern, erläutert die Bundesregierung die derzeitige Rechtsla-

ge. Bei einem Wechsel der Anteilseigner innerhalb eines Zeitraums 

von fünf Jahren gingen Verluste anteilig oder vollständig verloren. Die 

Begrenzung gelte nicht für bestimmte Übertragungen im Konzern 

(Konzernklausel) und bei ausreichend hohen stillen Reserven (Stille 

Reserven-Klausel). Diese Ausnahmen kämen Unternehmen mit Kon-

zernstrukturen zugute, die dank ihrer Geschäftstätigkeit ausreichend 

hohe stille Reserven gebildet haben. Von der Neuregelung profitierten 

nun vor allem die Unternehmen, die die Voraussetzungen der bisheri-

gen Regelung nicht erfüllten.

Bundesregierung, PM vom 14.09.2016

Betriebsprüfung: Steuerfestsetzungsfrist hängt vom 
Zeitpunkt der Schlussbesprechung ab

Das Bundesverfassungsgericht hat die Verfassungsbeschwerde gegen 

ein Urteil des Bundesfinanzhofs zum Lauf von Steuerfestsetzungsfris-

ten bei Außenprüfungen nicht zur Entscheidung angenommen. Die 

vom Bundesfinanzhof vertretene Auslegung von § 171 Abs. 4 Satz 3 

Abgabenordnung (AO), wonach sich bei Außenprüfungen der Lauf der 

Festsetzungsfrist nur bei definitivem Unterbleiben der Schlussbespre-

chung nach dem Zeitpunkt der letzten Ermittlungshandlung richte, ist 

verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.
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Das Finanzamt hatte bei der Beschwerdeführerin im Jahr 1980 mit 

einer Außenprüfung für die Veranlagungszeiträume 1974 bis 1978 

begonnen. Nach Unterbrechung wurde die Außenprüfung im Jahr 

1995 fortgesetzt. Die Schlussbesprechung fand Ende 1996 statt. Das 

Finanzamt erließ daraufhin im Jahr 1997 geänderte Steuerbescheide 

gegenüber der Beschwerdeführerin. Hiergegen klagte die Beschwer-

deführerin erfolglos, wobei sie Verjährung einwandte. In letzter Ins-

tanz verneinte der Bundesfinanzhof den Eintritt der Festsetzungsver-

jährung. Die Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 4 Satz 3 AO richte sich 

nicht nach dem Zeitpunkt der letzten Ermittlungshandlung im Jahr 

1989, sondern nach dem Zeitpunkt der Schlussbesprechung im Jahr 

1996. Die Beschwerdeführerin rügt mit ihrer Verfassungsbeschwerde 

vor allem die Verletzung der Prinzipien der Rechtssicherheit und des 

Rechtsfriedens. Die Auslegung des Bundesfinanzhofs führe zu einer 

ewigen Verjährung unter Kontrolle der Finanzverwaltung.

Das Bundesverfassungsgericht erklärte jetzt: Die angegriffenen Ent-

scheidungen verstoßen nicht gegen das Rechtsstaatsprinzip in seiner 

Ausprägung als Gebot der Belastungsklarheit und Belastungsvorher-

sehbarkeit (Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG).

Es wäre allerdings mit den beschriebenen Grundsätzen nicht verein-

bar, wenn die Finanzverwaltung durch Hinauszögern der Schlussbe-

sprechung den Ablauf der Festsetzungsfrist nach eigenem Gutdünken 

bestimmen und so letztlich beliebig verlängern könnte, so die Richter. 

Durch die dem Steuerpflichtigen nach § 201 Abs. 1 Satz 1 AO eröff-

nete Möglichkeit, auf die Schlussbesprechung zu verzichten, habe er 

es jedoch selbst in der Hand, den Ablauf der Festsetzungsfrist aus § 

169 AO herbeizuführen. Gegen den Willen des Steuerpflichtigen dürfe 

die Finanzbehörde keine Schlussbesprechung durchführen und kann so 

auch nicht den Fristlauf ab der letzten Ermittlungshandlung gegen den 

Willen des Steuerpflichtigen verhindern.

Es sei im vorliegenden Fall auch nicht erkennbar, dass ein Verzicht auf 

die Schlussbesprechung mit unzumutbaren Nachteilen verbunden ge-

wesen wäre. Im vorliegenden Beschwerdefall, in dem seit der letzten 

Ermittlungshandlung die Festsetzungsverjährung nach § 169 AO ohne 

Berücksichtigung dieser Ablaufhemmung bereits abgelaufen wäre, 

konne der Steuerpflichtige ohne erkennbaren Rechtsnachteil auf die 

Schlussbesprechung verzichten. Ein Verzicht hätte unmittelbar zum 

Eintritt der Verjährung und damit zum Erlöschen des Steueranspruchs 

geführt. Äußerungen des Steuerpflichtigen zur Sach- und Rechtsla-

ge, die während des Außenprüfungsverfahrens, aber außerhalb der 

Schlussbesprechung getätigt worden wären, müssten in gleicher Wei-

se bei der Entscheidungsfindung der Finanzbehörde berücksichtigt 

werden wie solche, die innerhalb der Schlussbesprechung erfolgen.

BVerfG, Beschluss 1 BvR 3092/15 vom 21.07.2016

Ab 2017: Künstlersozialabgabe sinkt auf 4,8 Prozent

Der Abgabesatz zur Künstlersozialversicherung sinkt im Jahr 2017 von 

5,2 auf 4,8 Prozent. Die Künstlersozialabgabe-Verordnung 2017 wur-

de am 11. August 2016 im Bundesgesetzblatt verkündet. Das teilt das 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) aktuell mit.

Das am 1. Januar 2015 in Kraft getretene Gesetz zur Stabilisierung des 

Künstlersozialabgabesatzes wirkt. Nachdem im Jahr 2016 der Abga-

besatz bei 5,2 Prozent stabil gehalten werden konnte, wird er im Jahr 

2017 auf 4,8 Prozent abgesenkt. Intensivere Prüfungen der Deutschen 

Rentenversicherung und der Künstlersozialkasse bei den Arbeitgebern 

sorgen für eine gerechtere Lastenverteilung zwischen den Unterneh-

men und für eine solide Finanzbasis der Künstlersozialkasse. Deutlich 

mehr Auftraggeber beziehungsweise Unternehmen kommen mittler-

weile ihrer Abgabepflicht nach. Die Zahl der abgabepflichtigen Un-

ternehmen stieg um rund 25 Prozent von insgesamt rund 181.000 

abgabepflichtigen Unternehmen im Jahr 2014 auf rund 227.000 abga-

bepflichtige Unternehmen im Jahr 2015 an. Die Folgen sind eine grö-

ßere Abgabegerechtigkeit und eine Entlastung für alle abgabepflichti-

gen Unternehmen und Verwerter.

Über die Künstlersozialversicherung werden derzeit rund 180.000 selb-

ständige Künstler und Publizisten als Pflichtversicherte in den Schutz 

der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung einbezo-

gen. Die selbständigen Künstler und Publizisten tragen, wie abhängig 

beschäftigte Arbeitnehmer, die Hälfte ihrer Sozialversicherungsbeiträ-

ge. Die andere Beitragshälfte wird durch einen Bundeszuschuss (20 

Prozent) und durch die Künstlersozialabgabe der Unternehmen (30 

Prozent), die künstlerische und publizistische Leistungen verwerten, 

finanziert. Die Künstlersozialabgabe wird als Umlage erhoben. Der Ab-
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gabesatz wird jährlich für das jeweils folgende Kalenderjahr festgelegt. 

Bemessungsgrundlage sind alle in einem Kalenderjahr an selbständige 

Künstler und Publizisten gezahlten Entgelte.

Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Pressemitteilung 

vom 12.08.2016

Zusatzkrankenversicherung vom Arbeitgeber: Gilt die 
44-Euro-Freigrenze für Sachbezüge?

Viele Arbeitgeber bieten ihren Mitarbeitern eine betriebliche Zusatz-

krankenversicherung an. Die Frage ist, ob es sich dabei um Barlohn 

oder um Sachbezüge handelt. Denn nur für Sachbezüge können Sie als 

Arbeitnehmer von der monatlichen 44-Euro-Freigrenze profitieren.

Nach Auffassung der Finanzverwaltung handelt es sich bei Zukunftssi-

cherungsleistungen des Arbeitgebers um Barlohn. Das soll selbst dann 

gelten, wenn der Arbeitgeber Versicherungsnehmer ist und der Arbeit-

nehmer lediglich die versicherte Person (BMF-Schreiben vom 10. 10. 

2013, BStBl. 2013 I S. 1301; Verfügung der OFD Frankfurt vom 26. 4. 

2016, S 2334 A – 104 – St 211).

Diese Auffassung wird nun vom Bundesfinanzhof überprüft. Der Fall: 

Ein Arbeitgeber schloss als Versicherungsnehmer für seine Mitarbeiter 

als versicherte Personen Verträge über eine betriebliche Krankenzu-

satzversicherung ab, die Leistungen für zusätzliche Vorsorgeuntersu-

chungen, eine stationäre Zusatzversicherung (Unterbringung in einem 

Zweibettzimmer, Chefarztbehandlung) und Zahnersatzleistungen um-

fasste. Arbeitgeber und Finanzamt versteuerten beim Mitarbeiter die 

monatlichen Beiträge hierfür in Höhe von 36,42 Euro als Arbeitslohn.

Dagegen hat ein Arbeitnehmer erfolgreich geklagt: Das Finanzgericht 

entschied, dass es sich hierbei um Sachbezüge handelt, und da im kon-

kreten Fall die 44-Euro-Freigrenze nicht überschritten wird, die Beiträ-

ge letztlich steuerfrei sind. Entscheidend für die Qualifizierung der Bei-

träge als Sachbezüge war für die Finanzrichter, dass der Arbeitnehmer 

nur einen Anspruch auf die Versicherungsleistungen, nicht jedoch auf 

Auszahlung hat.

Sächsisches FG vom 16. 3. 2016, 2 K 192/16; Az. der Revision VI R 13/16

Wifi-Netz kostenlos zur Verfügung gestellt:  
Geschäftsinhaber haftet nicht für Rechts- 
verletzungen der Nutzer

Ein Geschäftsinhaber, der der Öffentlichkeit kostenlos ein WiFi-Netz 

zur Verfügung stellt, ist für Urheberrechtsverletzungen eines Nutzers 

nicht verantwortlich. Jedoch darf ihm durch eine Anordnung auf-

gegeben werden, sein Netz durch ein Passwort zu sichern, um diese 

Rechtsverletzungen zu beenden oder ihnen vorzubeugen. Dies hat der 

Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) entschieden.

Tobias McFadden betreibt ein Geschäft für Licht- und Tontechnik, in 

dem er kostenlos ein öffentlich zugängliches WiFi-Netz bereitstellt, 

um die Aufmerksamkeit potenzieller Kunden auf seine Waren und 

Dienstleistungen zu lenken. Über dieses Netz wurde ein Musikwerk, für 

das Sony die Rechte innehat, rechtswidrig zum Herunterladen angebo-

ten. Das mit dem Rechtsstreit zwischen Sony und McFadden befasste 

Landgericht (LG) München I ist der Ansicht, dass McFadden selbst die 

betreffenden Urheberrechtsverletzungen nicht begangen habe. Es hält 

jedoch seine mittelbare Haftung für diese Rechtsverletzung für denk-

bar, da er sein WiFi-Netz nicht gesichert habe. Da es Zweifel hat, ob die 

Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr (RL 2000/31/EG) 

einer solchen mittelbaren Haftung entgegensteht, hat es dem EuGH 

eine Reihe von Fragen vorgelegt.

Die RL 2000/31/EG beschränkt die Haftung von Vermittlern, die Diens-

te der reinen Durchleitung von Daten anbieten, für eine von einem 

Dritten begangene rechtswidrige Handlung. Die Haftungsbeschrän-

kung greift, wenn drei kumulative Voraussetzungen erfüllt sind. So darf 

der Anbieter von Diensten die Übermittlung nicht veranlasst und den 

Adressaten der Übertragung nicht ausgewählt haben. Schließlich darf 

er die übermittelten Informationen nicht ausgewählt oder verändert 

haben.

Der EuGH stellt zunächst fest, dass ein Anbieter, der der Öffentlich-

keit unentgeltlich ein WiFi-Netz zur Verfügung stellt, um die Aufmerk-

samkeit potenzieller Kunden auf sein Geschäft zu lenken, damit einen 

„Dienst der Informationsgesellschaft“ im Sinne der Richtlinie erbringt. 

Der Gerichtshof bestätigt weiter, dass dann, wenn die drei genannten 

Voraussetzungen erfüllt sind, keine Haftung eines Anbieters bestehen 

kann, der wie McFadden Zugang zu einem Kommunikationsnetz ver-
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mittelt. Daher habe der Urheberrechtsinhaber gegen diesen Anbieter 

keinen Anspruch auf Schadenersatz, weil Dritte das WiFi-Netz zur Ver-

letzung seiner Rechte benutzt haben. Der Urheberrechtsinhaber könne 

auch keine Erstattung der für sein Schadenersatzbegehren aufgewen-

deten Abmahn- oder Gerichtskosten verlangen.

Hingegen laufe es der Richtlinie nicht zuwider, dass der Urheberrechts-

inhaber bei einer innerstaatlichen Behörde oder einem innerstaatlichen 

Gericht eine Anordnung beantragt, mit der dem Anbieter aufgegeben 

wird, jeder Urheberrechtsverletzung durch seine Kunden ein Ende zu 

setzen oder solchen Rechtsverletzungen vorzubeugen. Eine Anord-

nung, mit der dem Anbieter die Sicherung des Internetanschlusses 

durch ein Passwort aufgegeben wird, erscheint dem EuGH geeignet, 

ein Gleichgewicht zwischen den Rechten von Rechtsinhabern an ihrem 

geistigen Eigentum einerseits und dem Recht der Anbieter von Inter-

netzugangsdiensten auf unternehmerische Freiheit und dem Recht der 

Internetnutzer auf Informationsfreiheit andererseits herzustellen. Der 

Gerichtshof weist insbesondere darauf hin, dass eine solche Maßnah-

me dazu angetan ist, Nutzer eines Kommunikationsnetzes von Urhe-

berrechtsverletzungen abzuhalten. Um diesen Abschreckungseffekt zu 

gewährleisten, sei es allerdings erforderlich, dass die Nutzer, um nicht 

anonym handeln zu können, ihre Identität offenbaren müssen, bevor 

sie das erforderliche Passwort erhalten.

Dagegen schließe die Richtlinie ausdrücklich Maßnahmen aus, die auf 

eine Überwachung der durch ein Kommunikationsnetz übermittelten 

Informationen abzielt. Auch eine Maßnahme, die in der vollständigen 

Abschaltung des Internetanschlusses bestünde, ohne dass die unter-

nehmerische Freiheit des Anbieters weniger beschränkende Maßnah-

men in Betracht gezogen würden, wäre nicht geeignet, die einander 

widerstreitenden Rechte in Einklang zu bringen.

Gerichtshof der Europäischen Union, Urteil vom 15.09.2016, C–484/14

Wettbewerbsrecht: Eine teure „Mehrwertnummer“ 
darf nicht im Impressum stehen

Grundsätzlich müssen Online-Händler in ihrem Impressum Angaben 

dazu machen, der es Kunden ermöglicht, „effizient“ mit dem Shop in 

Kontakt zu treten (mindestens ein Eintrag muss neben einer E-Mail-

Adresse vorhanden sein). Nicht selten wird dafür eine Telefonnummer 

gewählt. Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main hat entschieden, 

dass eine solche Nummer keine Mehrwertnummer sein dürfe. 

In dem konkreten Fall stritten sich zwei Online-Händler, die unter an-

derem Fahrradanhänger vertreiben. Einer von ihnen nannte im Impres-

sum Namen, Rechtsform, Anschrift und Vertretungsberechtigten so-

wie eine Telefonnummer, für die aus dem Festnetz 49 Cent pro Minute 

und aus dem Mobilfunknetz bis zu  2,99 Euro angefallen sind. Darin sah 

der Konkurrent einen Verstoß und mahnte ab. 

Zu Recht, so das Gericht. Diensteanbieter seien verpflichtet, den Be-

suchern der Website (neben der E-Mail) einen weiteren „schnellen, 

unmittelbaren und effizienten Kommunikationsweg zur Verfügung zu 

stellen“. Eine teure Mehrwertnummer entspreche dabei nicht den Be-

dürfnissen und berechtigten Erwartungen der Verbraucher. Sie könne 

vielmehr dazu führen, potentielle Nutzer aufgrund der hohen Kosten 

von einer Kontaktaufnahme abzuhalten. 

OLG Frankfurt am Main, 6 U 219/13


